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Benachrichtigung über öffentliche Zustellungen 

Der LDK Emergency Logistics GmbH, zuletzt ansässig in Düppelstr. 3, 48599 Gronau, ist ein Bescheid vom 
27.08.2026, Aktenzeichen 363102273 (BOR-LD484), zuzustellen. 

Der Bescheid kann auf meiner Dienststelle in Borken, Burloer Str. 93, Zimmer der Zulassungsstelle, Etage 0, 
eingesehen und von dem Betroffenen in Empfang genommen werden. Er gilt als zugestellt, wenn seit dem 
Tag dieser Veröffentlichung zwei Wochen vergangen sind. 

Rechtsgrundlage: 
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW) vom 7. März 2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung. Durch diese öffentliche 
Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. Sofern der 
Bescheid eine Ladung zu dem Termin enthält, kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben. 

46325 Borken, 27.08.2026 

Kreis Borken 
Der Landrat 
Fachbereich Verkehr 

Im Auftrag 
gez. 
Bartmann 
_____________________________________________________________________________________ 

Herrn Marian Adrian Claudiu Tucă, geboren am 24.10.1986 in Scorniecesti, zuletzt wohnhaft in Nordring 40 
OG, 46325 Borken, ist ein Bescheid vom 27.08.2026, Aktenzeichen 363102274 (BOR-CF24), zuzustellen. 

Der Bescheid kann auf meiner Dienststelle in Borken, Burloer Str. 93, Zimmer der Zulassungsstelle, Etage 0, 
eingesehen und von dem Betroffenen in Empfang genommen werden. Er gilt als zugestellt, wenn seit dem 
Tag dieser Veröffentlichung zwei Wochen vergangen sind. 

Rechtsgrundlage: 
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW) vom 7. März 2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung. Durch diese öffentliche 
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Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. Sofern der 
Bescheid eine Ladung zu dem Termin enthält, kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben. 

46325 Borken, 27.08.2026 

Kreis Borken 
Der Landrat 
Fachbereich Verkehr 

Im Auftrag 
gez. 
Bartmann 
 
 

Bekanntmachungen 
nach § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die H & W Energy GbR mit Sitz in Ahaus, Brinkerhook 2a, hat mit Antrag vom 06.05.2026 die Errichtung und 
den Betrieb einer BHKW-Anlage mit den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Ahaus, 
Brinkerhook 2a, Gemarkung Alstätte, Flur 3, Flurstück 29, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung von zwei Blockheizkraftwerken im Container sowie einem 
AdBlue-Tank und einem Trafo. Die Anlage verfügt über eine Gesamtfeuerungswärmeleistung von 8,089 MW. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 7 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt.  
Die Antragstellerin plant eine Blockheizkraftwerk-Anlage an der Hofstelle Hohmann zu errichten, um Strom 
und Wärmeenergie zu erzeugen. Das Anlagenkonzept zielt darauf ab, bedarfsgerecht Strom zu produzieren. 
Außerdem soll mit der Abwärme der BHKW die angrenzende Hofstelle mit Wärme versorgt werden. Die 
Brennstoffversorgung der BHKW soll über den Anschluss an die bestehende Biogasanlage des 
Antragsstellers gewährleistet werden, eine Erhöhung der produzierten Biogasmenge ist mit diesem Vorhaben 
nicht verbunden. Durch die Lage des Standortes, die Beschaffenheit der Anlage sowie die technischen, 
baulichen und organisatorischen Maßnahmen ist eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter nach § 2 
des UVPG nicht zu besorgen 
Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 
so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 21.08.2026 
Der Landrat 
Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 
Az.: 63-01700 2026-wink 

Im Auftrag 
gez. 
Stefan Holthausen 
_____________________________________________________________________________________ 

Matthias Temminghoff Energie, vertreten durch Herrn Matthias Temminghoff, wohnhaft in 48691 Vreden, 
Dömern 30, hat mit Antrag vom 23.03.2026 die Änderung und den geänderten Betrieb einer Biogasanlage 
mit den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem Grundstück in Vreden, Doemern 30, Gemarkung Vreden, 
Flur 89, Flurstücke 82, 80, beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist die Änderung der gasdichten Schwimmabdeckung auf dem Gärrestlager II. 
Nach Durchführung der beantragten Änderung können weiterhin 2,3 Mio. Nm³ Biogas pro Jahr erzeugt 
werden. Die dazugehörige BHKW-Anlage verfügt unverändert über eine Feuerungswärmeleistung von 1,80 
MW. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 
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Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 
Das Gärrestlager sollte mit einer schwimmenden gasdichten Abdeckung ausgestattet werden. Nun soll diese 
Abdeckung durch einen flexiblen Gasspeicher mit schwankenden Füllständen ersetzt werden. Dieser 
Gasspeicher besteht aus einer außen liegenden Wetterschutzfolie, die durch ein Stützgebläse aufrecht 
gehalten wird und einer innen liegenden Gasspeicherfolie, die sich auf dem Substrat ablegen kann. Durch 
das Vorhaben ist keine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter nach § 2 des UVPG zu besorgen. 

Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 
so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 25.08.2026 
Der Landrat 
Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 
Az.: 63-01096 2026-wink 

Im Auftrag 
gez. 
Stefan Holthausen 
_____________________________________________________________________________________ 

Die HSI GmbH mit Sitz in 48703 Stadtlohn, Schützenweg 220, hat mit Antrag vom 10.06.2026 die Änderung 
und den geänderten Betrieb einer BHKW-Anlage mit den zugehörigen Nebeneinrichtungen auf dem 
Grundstück in Stadtlohn, Heideweg 52, Gemarkung Kirchspiel Stadtlohn, Flur 508, Flurstück 148, beantragt. 

Gegenstand des Antrages die Errichtung eines BHKW mit einer Feuerungswärmeleistung von 4,643 MW 
sowie einer Schaltstation. Die vorhandenen BHKW werden demontiert. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren nach § 9 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 7 UVPG zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Die Antragstellerin plant eine Blockheizkraftwerk-Anlage an der Gärtnerei Lesker zu errichten, um Strom und 
Wärmeenergie zu erzeugen. Das Anlagenkonzept zielt darauf ab, bedarfsgerecht Strom zu produzieren. 
Außerdem soll die Abwärme des BHKW der Wärmeversorgung der Gärtnerei dienen. Die 
Brennstoffversorgung des BHKW soll über den Anschluss an eine bestehende Biogasanlage gewährleistet 
werden, eine Erhöhung der produzierten Biogasmenge ist mit diesem Vorhaben nicht verbunden. Die bisher 
vorhandenen BHKW mit einer FWL von insgesamt 3,859 MW werden demontiert. Durch die Lage des 
Standortes, die Beschaffenheit der Anlage sowie die technischen, baulichen und organisatorischen 
Maßnahmen ist eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter nach § 2 des UVPG nicht zu besorgen. 
Demnach sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des beantragten Vorhabens gegeben, 
so dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständigem Teil des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Kreis Borken, 28.08.2026 
Der Landrat 
Fachbereich Bauen, Wohnen und Immissionsschutz 
Az.: 63-02148 2026-wink 

Im Auftrag 
gez. 
Stefan Holthausen  



 
26/2026 Amtsblatt für den Kreis Borken 01.09.2026 

 

Seite 4 

Aufgebot und Kraftloserklärungen der Sparkasse Westmünsterland 

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit der Nr. 318314499 geführten Spareinlage 
beantragt das Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inhaber der Urkunde auf, spätestens bis zum 
30.11.2026 seine Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden. 

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend gemacht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt. 

Ahaus / Dülmen, den 31.08.2026 

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND 
gez. Der Vorstand 
_____________________________________________________________________________________ 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Sparurkunde mit der Nummer 370202160 hiermit für 
kraftlos. 

Ahaus / Dülmen, den 24.08.2026 

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND 
gez. Der Vorstand 
_____________________________________________________________________________________ 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Sparurkunde mit der Nummer 338089535 hiermit für 
kraftlos. 

Ahaus / Dülmen, den 24.08.2026 

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND 
gez. Der Vorstand 


